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SP reformiert Parteiprogramm – ohne Zwickmühle Alsenautobahn

Die Reform des Richtlinienprogramms der Schleswigschen Partei (SP) stand während der SP-Hauptversammlung ganz vorn auf dem Programm. Für kontroverse Diskussionen sorgte dabei wieder einmal das Thema Autobahn oder Ausbau bestehender Straßen zur Anbindung Sonderburgs. Zum Antrag von Martin Christiansen, die SP sollte ihren Beschluss gegen eine Autobahnlösung revidieren und sich dem Trend beugen, dass der Staat das Projekt jetzt über die Bühne bringe, meinte SP-Vorsitzender Gerhard Mammen, dass sich die SP bei einem solchen Richtungswechsel gegenüber den Wählern in die Zwickmühle begebe. Wenn die SP seriös bleiben wolle, könne sie jetzt nicht einfach den Kurs wechseln. Auch Erwin Andresen warnte, dass die SP unglaubwürdig werde, wenn sie nach Jahren Argumentation gegen eine Autobahnlösung nun plötzlich ganz anders entscheidet. Hinrich Jürgensen meinte, der Amtsrat habe mehrheitlich für die I-Lösung gestimmt, die seit über einem Jahr wegen des Einspruches des Umweltministeriums auf Eis liegt. Er sei weiter der Ansicht, dass die I-Lösung aus verkehrstechnischer und umweltpolitischer Sicht falsch sei. Der Staat wolle das Autobahnprojekt übernehmen. »Aber was passiert, wenn die Autobahn nicht kommt, dann haben wir ein Problem«, so Jürgensen, forderte, dass der Staat die bestehenden Straßen ausbaut, damit nun endlich mit der Verbesserung der Anbindung des Raums Sonderburg begonnen wird. Während Marius Andersen daran erinnerte, dass wirtschaftlich heute nur dort etwas passiert, wo eine Autobahn in der Nähe liegt, unterstrich SP-Stadtratsmitglied Kurt Seifert, dass er nicht glaube, dass »das Wohl und Wehe der deutschen Volksgruppe von der Autobahn nach Sonderburg« abhänge. Jeder SP-Kandidat sollte seine Haltung zur Autobahn kundtun, man sei da dem eigenen Gewissen verpflichtet, so Seifert und schloss mit dem Satz: »Mein Gewissen sagt, wir brauchen diese Autobahn nicht.«
Schließlich wurde in der Abstimmung der Antrag Martin Christiansens, der nur neun Stimmen erhielt, bei neun Enthaltungen deutlich zurückgewiesen.
Das Richtlinienprogramm wurde in mehreren Punkten auf die neuen Verhältnisse nach der Kommunalreform hin »modernisiert«.
Debatten gab es über die Positionen im Bereich Gesundheit, wo eine Reihe von Änderungen auf Antrag von Bent Holt angenommen wurden, die Nordschleswigern u.a. eindeutiger als bei der aktuellen Regelung das Recht geben, in die Krankenhäuser in Niebüll oder Flensburg gebracht zu werden, wenn diese am schnellsten zu erreichen sind.
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